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§. 628.

Wegen eines Anspruchs, welcher die Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder die
Leistung einer bestimmten Quantität anderer vertretbarer Sachen oder Werthpapiere
zum Gegenstande hat, ist auf Gesuch des Gläubigers ein bedingter Zahlungsbefehl zu
erlassen.
Das Mahnverfahren findet nicht statt, wenn nach Inhalt des Gesuchs die
Geltendmachung des Anspruchs von einer noch nicht erfolgten Gegenleistung abhängig
ist oder wenn die Zustellung des Zahlungsbefehls im Auslande oder durch öffentliche
Bekanntmachung erfolgen müßte.

§. 629.

Die Zahlungsbefehle werden von den Amtsgerichten erlassen.
Ausschließlich zuständig ist das Amtsgericht, bei welchem der allgemeine persönliche
Gerichtsstand oder der dingliche Gerichtsstand für die im ordentlichen Verfahren
erhobene Klage begründet sein würde, wenn die Amtsgerichte in erster Instanz sachlich
unbeschränkt zuständig wären.

§. 630.

Das Gesuch muß enthalten:
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1. die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort;
2. die Bezeichnung des Gerichts;
3. die bestimmte Angabe des Betrags oder Gegenstandes und des Grundes des
Anspruchs;
4. das Gesuch um Erlassung des Zahlungsbefehls.

§. 631.

Entspricht das Gesuch nicht den Bestimmungen der vorstehenden Paragraphen oder
ergiebt sich aus dem Inhalte des Gesuchs, daß der Anspruch überhaupt oder zur Zeit
nicht begründet ist, so wird dasselbe zurückgewiesen.
Das Gesuch ist auch dann zurückzuweisen, wenn der Zahlungsbefehl nur in Ansehung
eines Theils des Anspruchs nicht erlassen werden kann.
Eine Anfechtung der zurückweisenden Verfügung findet nicht statt. [197]

§. 632.

Der Zahlungsbefehl enthält die im §. 630 Nr. 1 – 3 bezeichneten Erfordernisse des
Gesuchs und außerdem den Befehl an den Schuldner, binnen einer vom Tage der
Zustellung laufenden Frist von zwei Wochen bei Vermeidung sofortiger
Zwangsvollstreckung den Gläubiger wegen des Anspruchs nebst den dem Betrage nach
zu bezeichnenden Kosten des Verfahrens und den geforderten Zinsen zu befriedigen
oder bei dem Gerichte Widerspruch zu erheben.

§. 633.

Mit der Zustellung des Zahlungsbefehls an den Schuldner treten die Wirkungen der
Rechtshängigkeit ein.

§. 634.

Der Schuldner kann gegen den Anspruch oder einen Theil desselben Widerspruch
erheben, so lange der Vollstreckungsbefehl nicht verfügt ist.
Das Gericht hat den Gläubiger von dem rechtzeitig erhobenen Widerspruche in
Kenntniß zu setzen und dem Schuldner auf Verlangen eine Bescheinigung darüber zu
ertheilen, daß er rechtzeitig Widerspruch erhoben habe.
Einer Zurückweisung des nicht rechtzeitig erhobenen Widerspruchs bedarf es nicht.

§. 635.



Durch die rechtzeitige Erhebung des Widerspruchs gegen den Anspruch oder einen
Theil dessen verliert der Zahlungsbefehl seine Kraft. Die Wirkungen der
Rechtshängigkeit bleiben bestehen.

§. 636.

Gehört eine wegen des Anspruchs zu erhebende Klage vor die Amtsgerichte, so wird,
wenn rechtzeitig Widerspruch erhoben ist, die Klage als mit der Zustellung des
Zahlungsbefehls bei dem Amtsgericht erhoben angesehen, welches den Befehl erlassen
hat.
Jede Partei kann den Gegner zur mündlichen Verhandlung laden; die Ladungsfrist
beträgt mindestens drei Tage.

§. 637.

Gehört eine wegen des Anspruchs zu erhebende Klage vor die Landgerichte, so
erlöschen die Wirkungen der Rechtshängigkeit, wenn nicht binnen einer
sechsmonatigen Frist, welche von dem Tage der Benachrichtigung von der Erhebung
des Widerspruchs läuft, die Klage bei dem zuständigen Gericht erhoben wird.

§. 638.

Die Kosten des Mahnverfahrens sind im Falle der rechtzeitigen Erhebung des
Widerspruchs als ein Theil der Kosten des entstehenden Rechtsstreits anzusehen.
Wird im Falle des §. 637 die Klage nicht binnen der bestimmten Frist erhoben, so hat
der Gläubiger die Kosten des Mahnverfahrens zu tragen. [198]

§. 639.

Der Zahlungsbefehl ist nach Ablauf der darin bestimmten Frist auf Gesuch des
Gläubigers für vorläufig vollstreckbar zu erklären, sofern nicht vor der
Vollstreckbarkeitserklärung von dem Schuldner Widerspruch erhoben ist. Die
Vollstreckbarkeitserklärung erfolgt durch einen auf den Zahlungsbefehl zu setzenden
Vollstreckungsbefehl. In den Vollstreckungsbefehl sind die von dem Gläubiger zu
berechnenden Kosten des bisherigen Verfahrens aufzunehmen.
Gegen den Beschluß, durch welchen das Gesuch des Gläubigers zurückgewiesen wird,
findet sofortige Beschwerde statt.

§. 640.



Der Vollstreckungsbefehl steht einem für vorläufig vollstreckbar erklärten auf
Versäumniß erlassenen Endurtheile gleich. Gegen denselben findet der Einspruch nach
den Vorschriften der §§. 303 – 311 statt. Gehört der Anspruch nicht vor die
Amtsgerichte, so wird bei dem Amtsgerichte nur darüber verhandelt und entschieden,
ob der Einspruch in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt sei. Die im §. 637
bestimmte Frist beginnt in diesem Falle mit der Rechtskraft des Urtheils, durch welches
der Einspruch für zulässig erklärt ist.

§. 641.

Wird in dem Falle, wenn Widerspruch nicht erhoben ist, die Erlassung des
Vollstreckungsbefehls nicht binnen einer sechsmonatigen Frist, welche mit Ablauf der
im Zahlungsbefehle bestimmten Frist beginnt, nachgesucht, so verliert der
Zahlungsbefehl dergestalt seine Kraft, daß auch die Wirkungen der Rechtshängigkeit
erlöschen. Dasselbe gilt, wenn die Erlassung des Vollstreckungsbefehls rechtzeitig
nachgesucht ist, das Gesuch aber zurückgewiesen wird.

§. 642.

Das Gesuch um Erlassung eines Zahlungsbefehls oder eines Vollstreckungsbefehls,
sowie die Erhebung eines Widerspruchs werden der anderen Partei abschriftlich nicht
mitgetheilt; im Falle ihrer mündlichen Anbringung ist die Aufnahme eines Protokolls
nicht erforderlich.

§. 643.

Des Nachweises einer Vollmacht bedarf es nicht, wenn für den Gläubiger die Erlassung
eines Zahlungsbefehls nachgesucht oder für den Schuldner Widerspruch gegen einen
Zahlungsbefehl erhoben wird.


